
 

 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Verordnung über die Inkassohilfe bei familienrechtlichen 
Unterhaltsansprüchen Stellung nehmen zu können.  

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund SGB begrüsst, dass der Bundesrat mittels Verordnung 
die Inkassohilfe bei familienrechtlichen Unterhaltsansprüchen vereinheitlichen und Minimalleistun-
gen festlegen will. Aufgrund der in unserer Gesellschaft gelebten Rollenteilung und ihren Folgen 
im Scheidungsfall sind alleinerziehende Frauen und ihre Kinder überdurchschnittlich oft von Armut 
betroffen und auf Sozialhilfe angewiesen. Die vorliegende Verordnung scheint dem SGB adäquat, 
um eine Ursache für das Armutsrisiko von Einelternfamilien zu verhindern, nämlich nicht oder nicht 
regelmässig ausbezahlte Unterhaltsbeträge, die diesen zustehen würden.  

Der SGB bedauert jedoch ausserordentlich, dass der Gesetzgeber darauf verzichtet hat, eine Man-
koteilung zu beschliessen und einen Mindestkindesunterhaltsbetrag festzulegen, der der einfachen 
maximalen Waisenrente entsprechen würde, jedem Kind zustünde und falls nötig vom Gemeinwe-
sen bevorschusst würde. Der SGB hält an seiner Forderung nach raschen entsprechenden Neure-
gelungen fest. 

Zur Inkassohilfeverordnung beantragt der SGB folgende Anpassungen:  

Art. 3 Abs. 3  

Der SGB ist der Ansicht, dass Inkassohilfe auch für sämtliche im Zeitpunkt der Gesuchstellung 
ausstehenden und insbesondere für die noch nicht gesicherten Unterhaltsbeiträge zu leisten ist, 
und beantragt folgende Neuformulierung: 

a. Sie leistet im Zusammenhang mit einem Gesuch nach Abs. 1 auch Inkassohilfe für sämtliche 
vor Einreichung des Gesuchs verfallene Unterhaltsbeiträge.  

b. Die Ablehnung eines Gesuchs für Inkassohilfe auch für verfallene Alimente ist zu begründen.  
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Art. 9 Abs. 4 (neu) 

Der Beginn der zu leistenden Inkassohilfe oder die Begründung einer allfälligen Ablehnung des 
Gesuchs müssen klar dokumentiert sein. Der SGB verlangt einen zusätzlichen Absatz 4:  

Die zuständige Fachstelle erlässt in jedem Fall einen begründeten Entscheid mit Rechtsmittelbe-
lehrung.  

Art. 17. Abs. 2 b.  

Die Frist von einem Jahr ist zu knapp bemessen, der SGB beantragt, eine Frist von mindestens 4 
Jahren vorzusehen.  

Art. 17 Abs. 4 

Bei Einstellung der Inkassohilfe ist analog zum Beginn derselben eine beschwerdefähige Einstel-
lungsverfügung zu erlassen. Der SGB beantragt deshalb folgende Neuformulierung von Art. 17 
Abs. 4:  

Sie erstellt bei Abschluss der Inkassohilfe einen begründeten Entscheid mit Rechtsmittelbelehrung 
und händigt der berechtigten Person eine Schlussabrechnung sowie allfällige Dokumente über 
noch offene, sichergestellte Ausstände aus.  

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen und hoffen, dass die Inkraftsetzung 
dieser wichtigen Verordnung möglichst bald erfolgen kann.  

Freundliche Grüsse 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

Paul Rechsteiner Regula Bühlmann 
Präsident Zentralsekretärin 


